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Geſetz Sammlung 
ne für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 24. 


(Fr. 4029.) Geſetz, betreffend die Aufhebung des Pfarrzwangs evangelischer Pfarreien ge⸗ 
gen Katholiken und katholiſcher Pfarreien gegen Evangeliſche in Oſtpreu⸗ 
ßen. Vom 9. Mai 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


berordnen fir die Landestheile, in welchen das Oſtpreußiſche Provinzialrecht 
gilt, nach Anhoͤrung Unſerer getreuen Staͤnde des Koͤnigreichs Preußen und 
mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


H. 1. 


Der Pfarrzwang evangeliſcher Pfarreien gegen Katholiken und katholi⸗ 
ſcher Pfarreien gegen Evangeliſche, ſoweit derſelbe auf Grund des F. 3. Zu⸗ 
ſatz 176. und des H. 5. Zuſatz 213. des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts, ſowie 
zufolge Herkommens in den gedachten Landestheilen noch beſteht, wird hierdurch 
aufgehoben. 

Demgemaͤß ſind die Angehoͤrigen der genannten beiden Konfeſſionen zu 
perſoͤnlichen Abgaben und Leiſtungen an Kirchen und Geiſtliche, ſowie an Kir⸗ 
chenbediente der andern Konfeſſion, namentlich zur Entrichtung von Stolgebuͤh⸗ 
ren, Perſonalzehnten, Geldkalende, Parochial⸗Baubeitraͤgen und aͤhnlichen Lei⸗ 
ſtungen nicht ferner verbunden. 


Diejenigen Geiftlichen und Kirchenbedienten beider Konfeſſionen, welche 
gegenwaͤrtig im Amte ſtehen, ſollen waͤhrend der Dauer ihrer Amtsfuͤhrung 


die im F. 1. genannten Hebungen, inſoweit ſie dazu bisher berechtigt waren, 
fortbeziehen; es ſollen aber dieſe Hebungen auf ihre Nachfolger nicht uͤbergehen. 


Jahrgang 4854. (Nr. 40294030.) 45 H. 3. 
Ausgegeben zu Berlin den 24. Juni 1854. 
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H. 3. 


Die Verpflichtung der Grundbeſitzer zur Leiſtung der auf ihren Grund⸗ 
ſtuͤcken haftenden dinglichen Laſten und Abgaben an Kirchen und Geiſtliche, 
ſowie an Kirchenbediente (Hypotheken-Ordnung Tit. I. H. 48.), wird durch 
das gegenwaͤrtige Geſetz nicht berührt, 


H. 4. 


Alle Beſtimmungen, welche den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes 
entgegenſtehen, namentlich der $. 3. Zuſatz 176. und H. 5. Zuſatz 213. des 
Oſtpreußiſchen Provinzialrechts, werden hierdurch außer Kraft geſetzt. 


Urkundlich haben Wir dieſes Geſetz Allerhoͤchſtſelbſt vollzogen und mit 
Unſerem Königlichen Inſiegel bedrucken laſſen. 


So geſchehen und gegeben zu Charlottenburg, den 9. Mai 1854. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelfchwingh. 
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(Nr. 4030.) Beſtaͤtigungs - Urkunde, betreffend die Statuten einer unter der Benennung 
„Geſellſchaft für öffentliche Waſch⸗ und Bade⸗Anſtalten zu Berlin“ gebil⸗ 
deten Aktiengeſellſchaft. Vom 1. Juni 1854, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. x, 


thun kund und fügen hiermit zu wiſſen, daß Wir, nachdem ſich eine Aktien⸗ 


geſellſchaft mit dem Domizil zu Berlin zu dem Zwecke gebildet hat, die Stadt 
Berlin mit Waſch⸗ und Bade⸗Anſtalten, die dem Publikum zu geringeren als 
den bisher uͤblichen Preiſen zugaͤnglich ſein ſollen, zu verſehen, die Errichtung 
dieſer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Geſellſchaft fuͤr oͤffentliche 
Waſch⸗ und Bade⸗Anſtalten zu Berlin“ auf Grund des Geſetzes vom 
9. November 1843. genehmigt und die in der notariellen Verhandlung vom 
11. April 1854. feſtgeſtellten und verlautbarten Geſellſchaftsſtatuten beſtaͤ⸗ 
tigt haben. 5 
Wir 


a 


Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit dem vorgedachten Statute fuͤr 
immer verbunden und mit demſelben und den Formularen fuͤr die Aktien- und 
Dividendenſcheine durch die Geſetz-Sammlung und das Amtsblatt Unſerer Re⸗ 
gierung zu Potsdam und der Stadt Berlin zur öffentlichen Kenntniß gebracht 
werden ſoll. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Sansfouci, den 1. Juni 1854. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. v. Weſtphalen. 


rr 


H. 1. 


Unter der Benennung „Geſellſchaft für öffentliche Wafch- und Bade⸗Anſtal⸗ 
ten zu Berlin“ iſt eine Aktiengeſellſchaft mit dem Zweck zuſammengetreten, die 
Stadt Berlin mit Waſch⸗ und Bade⸗Anſtalten zu verſehen, die dem Publikum 
zu geringeren, als bisher üblichen Preiſen zugänglich fein ſollen. Die Gefell- 
ſchaft hat ihren Sitz in Berlin und iſt nicht auf eine gewiffe Zeitdauer beſchraͤnkt. 


F. 2. 

Das Grundkapital der Geſellſchaft wird auf 200,000 Rthlr. geſchrieben 
zweimal hundert tauſend Thaler Preußiſch Kurant feſtgeſetzt, welches ſucceſſive 
nach dem Bedarf von den Aktionairen eingezogen wird. 

H. 3. 

Die Geſellſchaft wird als konſtituirt angeſehen und kann ihre Thaͤtigkeit 

beginnen, ſobald die Haͤlfte des Grundkapitals durch Zeichnung geſichert iſt. 
F. 4. 


Die Aktien der Geſellſchaft mit den dazu gehoͤrigen Dividendenſcheinen 
(Nr. 4030 45 wer⸗ 
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werden auf Höhe von Einhundert Thalern nach dem anliegenden Schema A. 
und B. ausgefertigt und lauten auf den Inhaber. 


8 


H. 5. 


Bis zur Einzahlung des vollen Betrages der Aktien werden Quittungs— 
bogen auf den Namen des erſten Zeichners der Aktie ausgeſtellt, auf denen 
die einzelnen Theilzahlungen zu vermerken ſind. Im Falle einer Ceſſion des 
Quittungsbogens bleibt der erſte Zeichner gleichwohl der Geſellſchaft fuͤr den 
vollen Betrag der Zeichnung verhaftet, es ſei denn, daß die Direktion der Ge⸗ 
ſellſchaft unter Zuſtimmung des Verwaltungsrathes die erſten Zeichner dieſer 
Verbindlichkeit entlaſſen haͤtte, was jedoch nicht fruͤher, als nach geſchehener 
Einzahlung von funfzig Prozent geſchehen darf. 


H. 6. 


Die Aufforderung zur Einzahlung einzelner Raten auf die gezeichneten 
Aktien erfolgt durch zweimalige fentliche Bekanntmachung. Erfolgt die Zah⸗ 
lung nicht binnen vier Wochen nach der zweiten Bekanntmachung, ſo werden 
diejenigen Aktiennummern, für welche die Zahlung ausgeblieben iſt, öffentlich 
bekannt gemacht und die Inhaber zur Zahlung der ruͤckſtaͤndigen Rate mit einer 
letzten Friſt von zwei Monaten aufgefordert. Wird auch dann die Einzahlung 
nicht geleiſtet, ſo hat die Geſellſchaft das Recht, die betreffende Aktienzeichnung 
reſp. den Quittungsbogen fuͤr erloſchen zu erklaͤren und an Stelle derſelben eine 
neue Aktienzeichnung zu veranlaſſen. In dieſem Falle wird der fruͤhere Zeich⸗ 
ner von ſeiner Verbindlichkeit frei und die auf ſeine Zeichnung etwa geleiſteten 
Einzahlungen verfallen der Geſellſchaft. Macht die Geſellſchaft von dem 
Rechte, die Zahlung für erloſchen zu erklaͤren, keinen Gebrauch, fo ift fie be: 
fugt, ſich wegen Erfuͤllung der aus derſelben entſtandenen Verbindlichkeit an 
den erſten Zeichner zu halten, ſofern dieſer nicht nach $. 5. feiner Verbindlich⸗ 
keit bereits entlaſſen ift, | 


NETZE 


Dioidendenſcheine, deren Betrag nicht innerhalb vier Jahre, von dem 
oͤffentlich bekannt gemachten Auszahlungstermine an gerechnet, erhoben wird, 
verfallen der Geſellſchaft. 


H. 8. 


Die Aktionaire nehmen auf Höhe der von ihnen beſeſſenen Aktien ver- 
haͤltnißmaͤßig Theil an den Rechten und Pflichten, ſowie an dem geſammten 
Eigenthum, Gewinn und Verluſt der Geſellſchaft. Ueber den Betrag ſeiner 
Aktie hinaus iſt kein Aktionair fuͤr die Verbindlichkeiten der Geſellſchaft zu 
haften verpflichtet. 


H. 9. 
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H. 9. 


Fuͤr die alljährlich mit dem Ablaufe des Kalenderjahres aufzuſtellende 
Jahresbilance gelten folgende Grundſaͤtze: 


A. Ueber die auf das Stammkapital der Geſellſchaft geleifteten Einzahlun⸗ 
gen wird eine beſondere Rechnung gefuͤhrt. Aus dieſem Kapitale werden 
alle Ausgaben fuͤr die vollſtaͤndige Herſtellung der einzelnen Waſch⸗ und 
Bade⸗Anſtalten beſtritten. 

B. Außer der ad A. gedachten Baukapitals⸗Rechnung iſt eine beſondere Ver⸗ 
waltungs⸗Rechnung aufzuſtellen. 


In derſelben ſind alle Einnahmen aufzufuͤhren, welche die Geſellſchaft 
in dem betreffenden Verwaltungsjahre gehabt hat, mit Ausnahme der auf das 
Baukapital geleiſteten Einzahlungen, namentlich alſo die Einnahme aus den in 
Betrieb geſetzten Waſch⸗ und Bade⸗Anſtalten. Von dieſen Einnahmen werden 
die Verwaltungskoſten und alle Koſten für Reparaturen der Waſch⸗ und Bade⸗ 
Anſtalten, ſoweit dieſelben nicht aus dem Reſervefonds zu decken ſind, abgeſetzt. 
Was alsdann uͤbrig bleibt, bildet den Reingewinn des betreffenden Verwaltungs⸗ 
jahres. Aus demſelben werden die nach §. 10. zum Reſervefonds fließenden 
Betraͤge entnommen; der Ueberreſt wird als Dividende nach naͤherer Beſtim⸗ 
mung des Verwaltungsrathes an die Aktionaire pro rata vertheilt. 


H. 10. 


Zum Reſervefonds fließen: 


a) die Betraͤge der verfallenen Einzahlungen und Dividenden ($$. 6. und 7.); 
p) zehn Prozent des Reingewinns G. 95): 


Dieſe Beträge werden jedoch nur. fo lange zum Reſervefonds eingezogen, 
bis derfelbe die Höhe von fünf und zwanzig Prozent des eingezahlten Aktien⸗ 
kapitals erreicht hat. f 

Aus dem Reſervefonds, uͤber welchen eine beſondere Rechnung zu fuͤh⸗ 
ren iſt, werden die Koſten fuͤr Erneuerungsbauten und Reparaturen, deren Be⸗ 
trag 600 Rthlr. (ſechshundert Thaler) im einzelnen Falle uͤberſteigt, und an⸗ 
dere außerordentliche Ausgaben beſtritten. 


Sad. 


Die Angelegenheiten der Geſellſchaft werden, theils durch die Direktion, 
1115 durch den Verwaltungsrath, theils durch die Generalverſammlung 
geordnet. a 

Die Direktion vertritt die Geſellſchaft nach Außen, fuͤhrt die geſammte 
Verwaltung und ſtellt die Beamten an. Ihre Legitimation wird durch ein 
vom Staatskommiſſarius ($. 32.) zu ertheilendes Atteſt geführt. 


(Nr. 4030.) Der 
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Der Verwaltungsrath vertritt in allen Angelegenheiten, welche nicht 
ſpeziell dem Beſchluſſe der Generalverſammlung vorbehalten ſind, die Geſellſchaft 
der Direktion gegenuber und kontrolirt deren Verwaltung. g 

Die Generalverſammlung faßt Beſchluͤſſe tiber die ihr durch gegenwaͤr⸗ 
tiges Statut ſpeziell zugewieſenen Gegenſtaͤnde. 


H. 12. 


Die Direktion beſteht aus drei Mitgliedern, unter denen ein techniſches 
und ein rechtsverſtaͤndiges Mitglied, welche unter ſich den Vorſitzenden und 
deſſen Stellvertreter wählen, ſowie aus drei Stellvertretern. Die Mitglieder 
und Stellvertreter werden vom Verwaltungsrathe auf drei Jahre gewaͤhlt. 

In jedem Jahre, und zwar in den beiden erſten nach der Beſtimmung 
des Looſes, ſonſt nach der Anciennetaͤt, ſcheidet ein Mitglied aus. Die ausge⸗ 
ſchiedenen Mitglieder ſind wieder waͤhlbar. Jedes Direktionsmitglied hat das 
Recht, nach vierwoͤchentlicher Aufkuͤndigung ſein Amt niederzulegen. 


H. 13; 


Die Direktoren erhalten ein vom Verwaltungsrathe feſtzuſetzendes Aver⸗ 
ſum fuͤr ihre Auslagen und Muͤhwaltung. 


§. 14. i 
Die Geſchaͤfts⸗Inſtruktion für die Direktion wird von dieſer feſtgeſetzt 


und vom Verwaltungsrathe beftätigt. 


$. 15. 


Erklaͤrungen der Direktion ſind fuͤr die Geſellſchaft rechts verbindlich, 
wenn dieſelben von wenigſtens zwei Direktionsmitgliedern reſp. deren Stellver⸗ 
tretern unterzeichnet ſind. 


$. 16. 


Die Direktion ift an die Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes gebunden: 


1) bei Feſtſetzung der Raten und Zahlungstermine fuͤr die auf die Aktien 
zu leiſtenden Einzahlungen, 5 

2) bei Annahme der Baupläne und Erwerbung von Grundſtuͤcken fuͤr die 
einzelnen Anſtalten, a 

3) bei allen Dispoſitionen uͤber die Verwendung des Reſervefonds, 

4) bei der Aufnahme von Darlehnen, 

5) bei Beſtimmung der zu vertheilenden Dividende, 

6) bei Feſtſetzung der Waſch⸗ und Badepreiſe, 

7) bei Feſtſtellung des Etats, 5 

8) bei 


— 323 — 


8) bei denjenigen Angelegenheiten, welche die Direktion dem Verwaltungs⸗ 
rathe zur Entſcheidung vorlegt. 

Die Direktion hat nach Abſchluß jeden Kalenderjahres dem Ver⸗ 
waltungsrathe Rechnung zu legen und einen: ausführlichen Bericht zu veroͤf⸗ 
fentlichen. 

Ihre Decharge erfolgt vom Verwaltungsrathe. 
Die Direktion iſt nicht verpflichtet, ſich dritten Perſonen gegenuͤber dar⸗ 
uͤber auszuweiſen, daß der Beſchluß des Verwaltungsrathes in den vorſtehend 
bezeichneten Faͤllen eingeholt worden iſt. 


% 17. 


Der Verwaltungsrath befteht aus zwölf Mitgliedern, welche Aktio⸗ 
u der Geſellſchaft fein muͤſſen und unter fich jährlich einen Vorſitzenden 
waͤhlen. 

Der Verwaltungsrath kann ſich jedoch bis auf vier und zwanzig Mit— 
glieder durch Selbſtwahl erweitern. 

Alljaͤhrlich, und zwar in den beiden erſten Jahren nach der Beſtimmung 
des Looſes, ſonſt nach der Anciennetaͤt, ſcheidet ein Drittheil ſowohl der durch 
die Generalverſammlung, als auch der vom Verwaltungsrathe gewählten Mit⸗ 
glieder aus. Die Ausſcheidenden ſind wieder waͤhlbar. 

Die Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes werden durch die Mehrheit der 
anweſenden Mitglieder deſſelben gefaßt. Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme 
des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

Zur guͤltigen Beſchlußnahme iſt die Anweſenheit von ſieben Mitgliedern 
erforderlich. Die Ausfertigung derſelben fuͤr die Direktion erfolgt unter der 
Unterſchrift des Vorſitzenden. 


H. 18. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes verwalten ihr Amt als Ehren- 
amt und erhalten fuͤr ihre Muͤhwaltung keine Entſchaͤdigung. 


$. 19. 


Der Verwaltungsrath hat keine unmittelbare Wirkſamkeit nach Außen. 
Seine Beſchluͤſſe regeln nur die Geſchaͤfts - Inſtruktion der Direktion (H. 14.) 
und in den im H. 16. gedachten Fallen die Beſchluͤſſe derſelben. Nur die 
Generalverſammlungen werden unmittelbar vom Verwaltungsrathe berufen. 


F. 20. 


Die Formen, unter denen der Verwaltungsrath die Kontrole uͤber die 
Direktion ausuͤben will, bleiben ſeiner Feſtſetzung uͤberlaſſen. 
(Nr. 4030.) §. 21, 


1 


= MM 


H. 21. 


Die ordentliche Generalverſammlung findet alljährlich im Monat Mai 
ſtatt. Außerordentliche Generalverſammlungen werden von dem Verwaltungs⸗ 
rathe ſo oft zuſammenberufen, als derſelbe es fuͤr nothwendig erachtet. 


H. 22, 


Alle Generaloerſammlungen werden mindeſtens drei Wochen vor ihrer 
Abhaltung, die außerordentlichen unter Angabe der Tagesordnung, öffentlich 
angekuͤndigt. 5 


§. 23. 


Jeder Aktionair hat das Recht, den Generalverſammlungen mit befchlie- 
ßender Stimme beizuwohnen, ſobald er ſich beim Eintritt durch eine, von der 
Direktion vorher auszuſtellende Stimmkarte legitimirt, auf welcher die Zahl der 
von ihm beſeſſenen Aktien bemerkt ſein muß. N 

Die Aktionaire ſind zu dem Ende verpflichtet, ſich mindeſtens vier Tage 
vor der Generalverſammlung bei der Direktion durch Vorlegung der von ihnen 
beſeſſenen Aktien oder ſonſt in genuͤgender Weiſe als deren berechtigte Inhaber 
auszuweiſen. N a 


H. 24. 


Frauen, Bevormundete, moraliſche Perſonen, Korporationen und Behoͤr⸗ 
den konnen durch ihre geſetzlichen Vertreter, abweſende Aktionaire nur durch 
andere bevollmaͤchtigte Aktionaire vertreten werden. 


H. 25. 


Die Stimmberechtigung in den Generalverſammlungen wird folgender 
maßen feſtgeſetzt: 3 
Die Beſitzer von Einer bis zehn Aktien haben Eine Stimme 
5 eilf bis zwanzig = = zwei Stimmen 


ein und zwanzig bis dreißig drei E 
ein und dreißig bis vierzig vier 
ein und vierzig bis funfzig fuͤnf 


un un u u un 


ae n eee 
Mun u u u u wn 


ein und funfzig bis ſechszig 2 ſechs 


* * nun * * 


ein und ſechszig bis ſiebenzig ſieben 

ein und ſiebenzig bis achtzig acht 
- ein und achtzig bis neunzig neun 
a ein und neunzig bis hundert zehn 


Mehr wie zehn Stimmen darf Niemand haben. 
Bei 
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Bei Zaͤhlung der Aktien werden die eigenen mit denen aus Vollmacht 
vertretenen zuſammengerechnet. 


§. 26. 


Den Vorſitz in den Generalverſammlungen fuͤhrt der Vorſitzende des 
Verwaltungsrathes oder deſſen Stellvertreter. Derſelbe ordnet die Folge der 
zu verhandelnden Gegenſtaͤnde, ertheilt das Wort, ordnet die Formalien der 
Abſtimmung und beſtimmt einen Notar zur Abfaſſung des Protokolls, deſſen 
Vollziehung von dieſem, von ihm, von dem Vorſitzenden der Direktion und 
mindeſtens fuͤnf anderen Mitgliedern der Verſammlung erfolgt. 


$. 27. 


Die Beſchluͤſſe der Generalverſammlung werden, wenn keine Ausnahme 
feſtgeſetzt iſt, durch einfache Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit 
entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 


$. 28. 


Zur Kompetenz der Generalverſammlung gehoͤren: 


1) Entgegennahme des Jahresberichts, 

2 Wahl der neuen Mitglieder des Verwaltungsrathes bis zur Erfüllung der 
ſtatutariſchen Anzahl von zwoͤlf Mitgliedern, 

3) Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen des Statuts, 

4) Aufhebung fruͤherer Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen, 

5) Aufhebung der Geſellſchaft. 


H. 29. 


Antraͤge auf Abaͤnderungen des Statuts, welche jedem Aktionair frei⸗ 
ſtehen, muͤſſen mindeſtens vierzehn Tage vor der Generalverſammlung ſchrift⸗ 
lich dem Verwaltungsrathe eingereicht werden, welcher dieſelben binnen acht Ta⸗ 
gen der Direktion abſchriftlich mitzutheilen hat. 


H. 30. 


Beſchluͤſſe, wodurch eine Abaͤnderung des Statuts beſtimmt werden ſoll, 
erfordern eine Majorität von zwei Drittel der anweſenden Stimmen und die 
Allerhoͤchſte Genehmigung. 


$. 31. 


Die Auflöfung der Geſellſchaft kann nur in einer, mit ausdruͤcklicher Be⸗ 
kanntmachung dieſes zu verhandelnden Gegenſtandes ausgeſchriebenen General⸗ 
verſammlung der Geſellſchaft, in welcher wenigſtens die Beſitzer von drei Vier⸗ 
Jahrgang 1854. (Ir. 4030.) #46. tel 


_ 


tel ſaͤmmtlicher Aktien anweſend oder vertreten find, durch eine Mehrheit von 
mindeſtens zwei Drittel Stimmen der Anweſenden beſchloſſen werden. 

Sollten auf die erlaſſene Einladung ſich nicht die Beſitzer von drei Vier— 
tel ſaͤmmtlicher Aktien verſammeln, ſo muß, wenn es durch die abſolute Stim— 
menmehrheit der Anweſenden beſchloſſen wird, eine neue Generalverſammlung 
zum Beſchluß über die Auflöfung ausgeſchrieben werden, in welcher ſodann 
zwei Drittel der Stimmen der darin anweſenden oder vertretenen Aktionaire 
die Auflöfung für die Geſellſchaft verbindlich ausſprechen konnen. Daß dieſes 
zuläffig, iſt in der Einladung zur neuen Verſammlung ausdruͤcklich mit auf: 
zunehmen. 

In der Verſammlung, worin gültig die Auflöfung beſchloſſen worden iſt, 
find auch ſofort die Modalitäten derſelben feſtzuſetzen, wozu dann die einfache 
Stimmenmehrheit ausreicht. 


due 
Die Oberaufſicht des Staats wird durch einen von dem Miniſter des 


Innern zu ernennenden Staatskommiſſarius ausgeuͤbt. 


Der Staatskommiſſarius wacht uͤber die Aufrechthaltung des Statuts 
und hat zu dem Ende das Recht, allen Generalverſammlungen und Sitzungen 
des Verwaltungsrathes beizuwohnen, zu denen er jedesmal einzuladen iſt. 


$. 33. 


Alle Publikationen der Geſellſchaft werden als rechtsguͤltig erfolgt an⸗ 
geſehen, wenn ſie in das Intelligenzblatt, in die Voſſiſche und Spenerſche 
Zeitung eingeruͤckt worden ſind. 


Geht eins dieſer Blätter ein, fo beſtimmt der Staatskommiſſarius ein 
anderes in Berlin erſcheinendes öffentliches Blatt, welches an die Stelle des 
eingegangenen tritt. 


H. 34. 


Bis zur erſten Generalverſammlung hat der proviſoriſche Verwaltungs⸗ 
rath, beſtehend aus folgenden Mitbegruͤndern der Geſellſchaft: - 


N der Geheime Kommerzienrath C. G. Brüftlein, 


) = DBanquier M. von Magnus, 
0 z G. M. Oppenfeld, 
4) = : C. D. Oppenfeld, 
5) = Geheime Kommerzienrath Mendelsſohn, 
6) - = : Bop ſig 
7) = Banquier Warſchauer, 
8) = Kaufmann Ravens, 
9) =. Geheime Kommerzienrath Carl, 
10) - Rittergutsbeſitzer Berend⸗Beeren, 


11) der 
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11) der Partikulier Joſ. Max. Fraͤnckel, 
12) = Banquier Gelpke, 


13) = Fabrikbefiker Bergmann, 
5 14) -Buchdruckereibeſitzer Hayn, 
15) Rentier F. C. Krauſe, 
16) = General⸗Muſikdirektor Meyerbeer, 
17) = Fabrikbeſitzer Kommerzienrath Dannenberger, 
18) = Präͤſident der Seehandlung Bloch, 
19) 2 Geheime Ober-Hofbuchdrucker Decker, 


alle Rechte und Pflichten des wirklichen Verwaltungsrathes und der General⸗ 
verſammlung. a 
H. 35. 


Der proviſoriſche Verwaltungsrath ſoll berechtigt ſein, die Beſtaͤtigung 
dieſes Statuts nachzuſuchen und in die etwa von den Staatsbehoͤrden ver— 
langten Abänderungen deſſelben zu willigen. N 


Berlin, am eilften April achtzehnhundert vier und funfzig. 


Beilage A. 


Aktie 
der Geſellſchaft für een, 1 und Bade-⸗Anſtalten zu 
rlin. 


S 
uber Einhundert Thaler Preußiſch Courant. 


Inhaber dieſer Aktie nimmt auf Höhe des obigen Betrages von Ein- 
hundert Thalern Preußiſch Courant nach naͤherem Inhalte der am- 
von Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige von Preußen Allerhöchft beſtaͤtigten Statu- 
ten verhaͤltnißmaͤßig Theil an den Rechten und Pflichten, ſowie dem gefamm- 
ten Eigenthum, Gewinn und Verluſt der Geſellſchaft. 


Berlin, den 1 e 185. 8 
Die Direktion der Geſellſchaft für öffentliche Waſch⸗ und Bade⸗ 
Anſtalten. 


(L. S.) Unterſchrift der Direktion. 


(Nr. 4030.) Bei: 
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Beilage B. 


Dividendenſchein zur Aktie 1% 


Inhaber dieſes Dividendenſcheins erhält gegen Aushaͤndigung deſſelben 
aus der Kaffe der öffentlichen. Waſch⸗ und Bade⸗Anſtalten zu Berlin diejenige 
Dividende ausgezahlt, welche von dem Reinertrage des Verwaltungsjahres 
185. für zahlbar erklaͤrt und deren Betrag von der Direktion ſtatutenmaßig 
bekannt gemacht werden wird. 


2 


Berlin, denn . 185. 
Die Direktion der Geſellſchaft für öffentliche Waſch⸗ und Bade⸗ 
Anſtalten. 


(L. S.) Unterſchrift der Direktion. 


Anmerkung. Dieſer Dividendenſchein erliſcht zum Vortheil der Geſellſchaft, wenn 
derſelbe nicht innerhalb vier Jahre, von dem öffentlich bekannt gemachten Auszahlungs⸗ 
termine ab gerechnet, erhoben worden iſt. 


Redigirt im Bureau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


